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Gesetzentwurf zur Umsetzung der 
Verbraucherkreditrichtlinie 
Verbraucherinnen und Verbraucher sollen besseren rechtlichen Schutz 
erhalten, wenn sie Kreditgeschäfte tätigen. Auch sogenannte Buy-now-pay-
later-Modelle sollen erstmals in die verbraucherschützenden Regelungen für 
Kreditverträge einbezogen werden. Das sieht ein Gesetzentwurf vor, den 
das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) am  
23. Juni 2025 veröffentlicht hat. Der Gesetzentwurf soll zugleich den euro-
päischen Binnenmarkt für Kredite zwischen Unternehmern und Verbraucher- 
innen und Verbrauchern fördern. Er geht zurück auf die Verbraucher- 
kreditrichtlinie der Europäischen Union, die damit ins deutsche Recht 
umgesetzt werden soll.

Die EU-Verbraucherkreditrichtlinie ist bis zum 
20. November 2025 in nationales Recht um-

zusetzen und ab dem 20. November 2026 von den 
Mitgliedstaaten anzuwenden. Die darin vorge-
schlagenen Neuerungen sollen den Verbraucher-
schutz erheblich ausweiten. So werden bislang 
unregulierte Kreditformen erstmals in die Rege-
lungen zu Verbraucherkrediten einbezogen. Fortan 
fallen beispielsweise Buy-now-pay-later-Modelle 
und unentgeltliche Kredite unter die Regelungen. 
„Buy now, pay later“ bedeutet, dass bei einem 
Kauf das Geld erst zu einem späteren Zeitpunkt 
(beispielsweise 14 oder 30 Tage nach dem Kauf) 
vom Konto abgebucht wird. Es handelt sich dabei 
um einen Zahlungsaufschub und damit um einen 
Kurzzeitkredit.

Außerdem sollen die Vorgaben für die Kredit-
würdigkeitsprüfung verschärft werden, die ver-
pflichtend vor dem Vertragsabschluss durchzu-
führen ist. Insbesondere erfolgt eine Angleichung 
an die Maßstäbe, die bei Darlehensverträgen für 
Immobilien gelten.

Die Verbraucherkreditrichtlinie verfolgt einen 
Vollharmonisierungsansatz, der es den EU-Mit-
gliedstaaten grundsätzlich nicht erlaubt, strengere 
oder weniger strenge Verbraucherschutzvorschrif-
ten vorzusehen. Soweit Umsetzungsspielraum 
vorhanden ist, hat das BMJV diesen nach eigenen 
Angaben grundsätzlich für eine möglichst büro-
kratiearme Regulierung genutzt, etwa beim Um-
fang vorvertraglicher Informationspflichten. Auch 
bei der Form des Vertragsschlusses sei der Spiel-
raum der Richtlinie genutzt worden, sodass All-
gemein-Verbraucherdarlehen künftig in Textform 
statt bislang in Schriftform abgeschlossen werden 
können. Der Gesetzentwurf sehe grundsätzlich 
keine nationalen Verschärfungen oder Erweiterun-
gen über die zwingenden europäischen Vorgaben 
vor (kein sogenanntes Goldplating), heißt es in 
einer Mitteilung des BMJV.                             chkJetzt einkaufen und erst später bezahlen – auch das ist ein (Kurzzeit-)Kredit.
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Besserer Schutz vor Einschüchterungsklagen

Gerichte sollen bessere Möglichkeiten erhalten, mit sogenannten Einschüchterungsklagen umzugehen. Das sieht 
ein Gesetzentwurf vor, den das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) am 20. Juni 2025 
veröffentlicht hat. 

Unter Einschüchterungsklagen werden unbe-
gründete Klagen verstanden, die darauf ab-

zielen, missliebige Beiträge zur öffentlichen Mei-
nungsbildung zu unterdrücken. Sie richten sich 
zum Beispiel gegen Journalistinnen und Journa-
listen, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
oder Nichtregierungsorganisationen. Auf Englisch 
werden sie auch als SLAPP bezeichnet („Strategic  
Lawsuits Against Public Participation“). Der ver-
öffentlichte Gesetzentwurf geht zurück auf die  

Anti-SLAPP-Richtlinie der EU, die damit ins deut-
sche Recht umgesetzt werden soll.

Wie das BMJV mitteilt, setzte der Gesetzent-
wurf die Vorgaben der EU-Richtlinie im Wesent-
lichen 1:1 um. Beim Anwendungsbereich geht er 
jedoch in einem Punkt darüber hinaus: Die neuen 
Regelungen gelten nicht nur für Sachverhalte mit 
grenzüberschreitendem Bezug, sondern auch für 
rein nationale Sachverhalte. Die Regelungen für 
den Umgang mit Einschüchterungsklagen sollen 

dann zur Anwendung kommen, wenn mit dem 
Rechtsstreit unbegründete Ansprüche verfolgt 
werden und der Hauptzweck des Rechtsstreits da-
rin besteht, öffentliche Beteiligung zu verhindern, 
einzuschränken oder zu sanktionieren. Eine öf-
fentliche Beteiligung ist zum Beispiel die Teilnah-
me an einer Demonstration, die Veröffentlichung 
eines Artikels in einer Zeitung, ein Post in den so-
zialen Netzwerken oder die Veröffentlichung einer 
wissenschaftlichen Studie.                       chk
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Seit über 40 Jahren begleitet die OrganisationsEntwicklung (ZOE)
Unternehmensberater*innen, Change Manager*innen, Coaches
oder Organisations- und Personalentwickler*innen mit
relevantem Fachwissen aus Forschung und Praxis.

www.zoe-online.org
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